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301 
Verordnung 

zur Änderung des Zeitpunktes der 
gerichtsorganisatorischen Umgliederung 

der Gemeinde Frechen 
Vom 7. November 1989 

.. Aufgrund des § 3 Abs. 3 Satz 2 des Dritten Gesetzes zur 
Anderung der Organisation der ordentlichen Gerichtsbar­
keit vom 1 L Juli 1978 (GV. ~,S. ~:07), geändert durch Ge­
setz vom 22. November 1983 (GV. NW. S. 557), wird verord­
net: 

§ 1 

Der Zeitpunkt, in dem die Gemeinde Frechen aus dem 
Bezirk des Amtsgerichts Köln ausscheidet, wird auf den 
Ablauf des 30. September 1991 festgesetzt. Der Zeitpunkt 
der Zuordnung der Gemeinde Frechen zum Amtsgericht 
Kerpen ist dementsprechend der ~. Oktober 1991. 

§2 

Die Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 7, November 1989 

311 

Der Justizminister 
des Landes :-.rordrhein-\Vestfalen 

Rolf Krumsiek 

- GV. NW. 1989 S. 605. 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Zuständigkeit der Amtsgerichte 
des Landes Nordrhein-Westfalen in Strafsachen 

gegen Erwachsene 
Vom 10. November 1989 

Aufgrund des § 58 Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgeset­
zes in Verbindung mit § 1 der VE~rordnung über die Er­
mächtigung des Justizministers zum Erlaß von Rechtsver­
ordnungen über die örtliche Zuständigkeit der ordentli­
chen Gerichte in Strafsachen und in Urheberrechtsstreit­
sachen vom 11. Januar 1966 (GV. r-,.-W. S. 6), geändert durch 
Verordnung vom 23. November 1971 (GV. NV,r, S. 358), wird 
verordnet: 

Artikel I 

Die Anlage zu der Verordnung über die Zuständigkeit 
der Amtsgerichte des Landes I\ordrhein-Westfalen in 
Strafsachen gegen Erwachsene vom 30. Dezember 1961 
(GV. NW. 1962 S. 9), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 14. Mai 1984 (GV.~. S. 301), wird wie folgt geändert: 

1. Bei der lid. Nummer 59 wird in den Spalten III und IV 
jeweils der Ortsname "Borken" gestrichen. 

2. Bei der lid. Nummer 60 wird in den Spalten III und IV 
jeweils der Ortsname "Borken" eingefügt. 

Artikel II 

Für Schöffengerichtshaftsachen und Strafrichter haft­
sachen aus dem Amtsgerichtsbezirk Borken, in denen die 
Anklageschrift bis zum 31. Dezember 1989 bei dem Amts­
gericht Bachalt eingeht, bleibt dieses Gericht weiterhin 
zustEindig. 

Artikel III 

Die Verordnung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

Düsseldorf, den 10. November 1989 

Der Justizminister 
des Landes ~ordrhein-Westfalen 

Rolf Krums~ek 

- GV. ~'W. 1989 S. 506. 

Bekanntmach\,.ng 
der Genehmigung der 1. Anderung des 

Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Arnsberg, 

Teilabschnitt Hochsauerlandkreis 
(Neudarstellung eines Freizeit­

und Erholungsschwerpunktes sowie 
Streichung der Neuführung der L 740 

im Bereich der Stadt Medebach) 

Vom 2. November 1989 

Der Bezirksplanungsrat beim Regierungspräsidenten 
Arnsberg hat in seiner Sitzung am 2. Juni 1989 die Auf­
stellung der 1. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Hoch­
sauer landkreis (Neudarstellung eines Freizeit- und Erho­
lungsschwerpunktes sowie Streichung der ;..reuführung 
der L 740 im Bereich der Stadt Medebach), beschlossen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 24. Oktober 
1989 - VI B 2 - 60.221 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla­
nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Oktober 1989 (GV. ~"W. S. 476) im Einvernehmen mit den 
fachlich zuständigen Landesministern genehmigt. Gemäß 
§.16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden die in der 
Anderung des Gebietsentwicklungsplanes enthaltenen 
Darstellungen mit der Bekanntmachung der Genehmi­
gung Ziele der Raumordnung und Landesplanung. 

Die 1. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Hochsauer­
landkreis. wird beim Minister für Cmwelt, Raumordnung 
und Landwirtschaft (Landesplanungsbehörde) in Düssel­
dorf, beim Regierungspräsidenten Arnsberg (Bezirkspla­
nungsbehörde), beim Oberkreisdirektor des Hochsauer­
landkreises und beim Stadtdirektor der Stadt Medebach 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses Ge­
setzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Änderung des Gebietsentwicklungs­
planes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter 
Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung beim Regierungspräsidenten 
Arnsberg (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 2. November 1989 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ri tter 

- GV.~. 1989 S. 606. 

Bekanntmachung 
der Genehmigung der 13. Änderung des 

Gebietsentwicklungsplanes für den 
Regierungsbezirk Düsseldorf 

(Anderung im Gebiet der 
Gemeinden Schwalmtal und Brüggen) 

Vom 3. November 1989 

Der Bezirksplanungsrat beim Regierungspräsidenten 
Düsseldorf hat in seiner Sitzung am 8, Juni 1989 die Auf­
stellung der 13, .Ä.nderung des Gebietsentwicklungsplanes 
für den Regierungsbezirk Düsseldorf (Änderung im Ge­
biet der Gemeinden Schwalmtal und Brüggen) beschlos­
sen. 

Diese Änderung habe ich mit Erlaß vom 24. Oktober 
1989 - VI B 2 - 60.432 - gemäß § 16 Abs. 1 des Landespla-
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nungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Oktober 1989 (GV. NVl. S. 476) im Einvernehmen mit den 
fachlich zuständigen Landesministern genehmigt. Gemäß 
8.16 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes werden die in der 
Anderung des GebietsentwickJungsplanes enthaltenen 
Darstellungen mit der Bekanntmachung der Genehmi­
gung Ziele der Raumordnung und Landesplanung. 

Die 13. Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für 
den Regierungsbezirk DÜ.!iseldorf wird beim ;'o..Iinister für 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft (Landespla­
nungsbehörde) in Düsseldorf. beim Regierungspräsiden­
ten Düsseldorf (Bezirksplanungsbehbrde), beim Ober­
kreisdirektor des Kreises Viersen und beim Gemeindedi­
rektor der Gemeinden Schwalmtal und Brüggen zur Ein­
sicht für jedermann niedergelegt. 

Gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
folgendes hin: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landesplanungsgesetzes und der aufgrund dieses Ge­
setzes erlassenen Re.:;ptsvorschriften bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Anderung des Gebietsentwicklungs­
planes ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter 
Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres nach 
dieser Bekanntmachung beim Regierungspräsidenten 
Düsseldorf (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht 
worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung des Gebietsentwicklungsplanes oder deren 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 

Düsseldorf, den 3. ~ovember 19S9 

1110 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 
Ri tter 

- GV. NW. 1989 S. 606. 

Berichtigung 

Betr.: Zweite Verordnung zur Änderung der Lan­
deswahlordnung vom 14. Oktober 1989 (GV. 
NW. S. 541) 

In Anlage IS Abschnitt IX, vor der ~umerierung 1., muß 
die Fußnote bei dem Satz "Gesondert verpackt und versie­
gelt wurden" an statt ~) richtig" I)" lauten. 

.- GV. NW. 1989 S. 607. 

237 
Verordnung 

zur Begrenzung des Mietpreisanstiegs 
Vom 14. November 1989 

Aufgrund des § 4 des Gesetzes zur Überführung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit in den allgemeinen Woh­
nungsmarkt vom 25. Juli 19S8 (BGBL I S. 1093, 1136) wird 
verordnet: 

§ 1 

Für nicht preisgebundenen Wohnraum eines Unterneh­
mens, das am 31. Dezember 19S9 als gemeinnütziges 
Wohnungsunternehmen oder als Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik anerkannt war, sowie des Erwerbers sol­
chen Wohnraums gelten die §§ 1 bis 10 des Gesetzes zur 
Regelung der Miethöhe vom IS. Dezember 1974 (BGBL I 
S. 3603, 3604), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 20. Dezember 19S2 (BGBL I S. 1912), in der Zeit 
vom L Januar 1990 bis 31. Dezember 1995 mit der Maßga­
be, daß abweichend von § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Gesetzes 
zur Regelung der Miethöhe der Vermieter die Zustim­
mung zu einer Erhöhung des Mietzinses nur unter der 
Voraussetzung verlangen kann, daß der Mietzins sich in­
nerhalb eines Zeitraums von einem Jahr, von Erhöhungen 
nach den §§ 3 bis 5 dieses Gesetzes abgesehen, nicht um 
mehr als 5 vom Hundert erhöht; § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 die­
ses Gesetzes ist nicht anzuwenden. 

§2 

Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf im Sinne von 
§ 4 des Gesetzes zur Überführung der Wohnungsgemein­
nützigkeit in den allgemeinen Wohnungsmarkt vom 
25.Juli 19S8 (BGBL I S. 1093, 1136) sind die Kreise und 
kreisfreien Städte. 

§3 

Diese Verordnung gilt nicht für Mietverhältnisse, die 
nach dem 31. Dezember 19S9 eingegangen werden. 

§4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

Düsseldorf, den 14. November 19S9 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Johannes Rau 

Der l\Hnister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr 

Christoph Zöpel 

- GV. 'SW. 1989 S. 607. 
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